— Ale 
Geſetz-Sammlung 
| für die 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Xr. 21. 


(Nr. 4401.) Landgemeinde-Ordnung für die Provinz Weſtphalen. Vom 19. Maͤrz 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
ö Preußen ꝛc. ꝛc. f 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


K.. 


Die gegenwaͤrtige Landgemeinde-Ordnung ſoll in der Provinz Weſtpha⸗ 
len uͤberall zur Anwendung kommen, wo die Staͤdte⸗Ordnung fuͤr dieſe Provinz 
vom heutigen Tage nach deren Beſtimmung im $. 1. keine Anwendung findet; 
doch treten bei Anwendung der Landgemeinde-Ordnung in Städten, wo die 
Staͤdte⸗Ordnung nicht eingeführt wird, die im $. 66. vorgeſchriebenen Modifi⸗ 
kationen ein. Staͤdten, in welchen nach vorſtehender Beſtimmung die Land⸗ 
gemeinde-Drdnung Anwendung findet, kann ſtatt derſelben die Staͤdte⸗Ordnung, 
wenn die Gemeinde- (Stadt-) Verordneten-Verſammlung (F. 66. Nr. 2.) 
durch einen, nach zweimaliger, mit einem Zwiſchenraum von mindeſtens acht 
Tagen, vorgenommener Berathung gefaßten Beſchluß darauf antraͤgt, nach 
Vernehmung der Vertretung des betheiligten Amtes (§. 75.) und des Kreis⸗ 
tages durch Koͤnigliche Verordnung verliehen werden. Ebenſo kann einer zu 
den Landgemeinden gehoͤrenden Ortſchaft, in der ſich ein ſtaͤdtiſches Leben aus⸗ 
gebildet hat, nachdem dieſelbe auf dem, durch die Provinzialverfaſſung bezeich⸗ 
neten Wege in den Stand der Staͤdte aufgenommen worden iſt, durch Koͤnig⸗ 
liche Verordnung die Staͤdte⸗Ordnung verliehen werden. 


H. 2, 


Jede Gemeinde bildet eine Korporation unter einem Gemeindevorſteher 
und hat ihre eigene Verwaltung und Vertretung. Zur Gemeinde gehören alle 
Jahrgang 1856. (Fr. 4404.) 36 Ein⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 16. Mai 1856. 
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Einwohner des Gemeindebezirks, mit Ausnahme der, nicht mit Grundeigenthum 
nach näherer Beſtimmung des H. 15. II. Nr. 3. Litt. a. angeſeſſenen, ſervis⸗ 
berechtigten Militairperſoͤnen des aktiven Dienſtſtandes, und zum Gemeinde⸗ 
Bezirk alle Grundſtuͤcke, welche demſelben bisher angehoͤrt haben, ſofern nicht 
hinſichtlich derſelben die Beſtimmung des H. 3. Platz greift. 


Als Einwohner werden diejenigen betrachtet, welche in dem Gemeinde⸗ 
Bezirke nach den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben. 


Alle Einwohner des Gemeindebezirks ſind zur Mitbenutzung der oͤffent⸗ 
lichen Gemeindeanſtalten berechtigt, und zur Theilnahme an den Gemeinde: 
laſten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet. 


Die Beſtimmungen beſonderer Stiftungen, welche mit dergleichen Ge— 
meindeanſtalten verbunden ſind, ſowie die hinſichtlich ſolcher Anſtalten auf be⸗ 
ſonderen Titeln beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht beruͤhrt. 


H. 3. 


Diejenigen landtagsfaͤhigen Ritterguͤter, welche vor dem Erlaß der Land⸗ 
gemeinde⸗Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen vom 31. Oktober 1841. bereits 
in die Rittergutsmatrikel eingetragen waren, koͤnnen, wenn ſie den Zwecken 
einer Gemeinde fuͤr ſich allein zu genuͤgen geeignet ſind, auf den Antrag der 
Beſitzer oder der Gemeinde, mit welcher das Gut bisher vereinigt geweſen iſt, 
ſelbſtſtaͤndige, den Gemeinden gleich zu achtende, Guͤter (Gutsbezirke) bilden. 


Die Abtrennung eines ſolchen Guts von dem Gemeindebezirk kann nach 
Anhörung des Kreistages mit Genehmigung des Miniſters des Innern vorge⸗ 
nommen werden, wenn die Vertretungen der betheiligten Gemeinden und der 
betheiligte Gutsbeſitzer darin einwilligen; in Ermangelung einer ſolchen Ein⸗ 
willigung wird daruͤber nach Anhoͤrung des Kreistages vom Koͤnige entſchieden. 
Verliert ein Rittergut die zu einem ſolchen erforderlichen Eigenſchaften, ſo kann 
daſſelbe, ſobald es nach den geſetzlichen Vorſchriften in der Rittergutsmatrikel 
gelöfcht worden iſt, mit einer benachbarten Gemeinde, oder einem benachbarten 
ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirke unter Zuſtimmung beziehungsweiſe der Vertretung 
der Gemeinde oder des Beſitzers des Guts vereinigt werden. ö 

Bei der Erörterung und Entſcheidung daruͤber, in welcher Art derglei⸗ 
chen Vereinigungen ſtatt zu finden haben, wird nach den Vorſchriften im 
erſten Satze des F. 6. und im H. 8. verfahren. 

Anſtalten, welche zur Befriedigung eines gemeinſamen Beduͤrfniſſes des 
Ritterguts und der Gemeinde dienen, follen nach deren Trennung gemeinſchaft⸗ 
lich bleiben, wenn auch nur der eine Theil darauf antraͤgt, und die Gemein⸗ 
ſchaft, ohne Nachtheil fuͤr den andern Theil, fortbeſtehen kann. 


NEE 
Mehrere Gemeinden, nebft den, den Gemeinden gleichgeſtellten re, 
GF. 3. 


(F. 3.) bilden einen Verwaltungsbezirk (Amt), welchem ein Amtmann vor⸗ 
ſteht; doch kann das Amt auch aus Einer Gemeinde beſtehen. | 


Wo und inſofern kuͤnftig die Amtseinrichtung entbehrlich befunden wer⸗ 
den moͤchte, kann deren Aufhebung auf dem im F. 12. wegen des Erlaſſes 
ſtatutariſcher Anordnungen fuͤr die Provinz oder einzelne Landestheile vorge 
ſchriebenen Wege erfolgen. f 


H. 5. 


Das Amt kann zugleich in Anſehung ſolcher Angelegenheiten, welche 
fuͤr alle zu demſelben gehoͤrige Gemeinden ein gemeinſchaftliches Intereſſe ha⸗ 
ben, einen Kommunalverband mit den Rechten einer Gemeinde bilden. Welche 
Angelegenheiten Gegenftände des Amts-Kommunalverbandes fein ſollen, daruͤber 
hat, fofern ſie nicht durch geſetzliche Vorſchrift beſonders beſtimmt ſind, die 
Amtsverſammlung (F. 75.) unter Genehmigung des Landraths zu beſchließen; 
doch iſt, wenn eine Angelegenheit bisher nicht zu dieſen Gegenſtaͤnden gehört 
hat, die Zuſtimmung der Gemeinden und der Beſitzer der den Gemeinden gleich⸗ 
geſtellten Guͤter erforderlich. 


Auch fuͤr einzelne beſtimmte Angelegenheiten, bei welchen mehr als eine, 
aber nicht alle Einzelngemeinden eines Amtes ein gemeinſchaftliches Intereſſe 
haben, kann mit Zuſtimmung der betheiligten Gemeinden und Beſitzer der den 
Gemeinden gleichgeſtellten Guͤter ein beſonderer Verband gebildet werden. 
Dieſe Angelegenheiten gehoͤren alsdann zum Geſchaͤftskreiſe des Amtmannes 
und der Amtsverſammlung; jedoch haben die Vertreter der nicht betheiligten 
Gemeinden daruͤber nicht mitzubeſchließen. a 


H. 6. 


Grundſtuͤcke, welche bisher noch keinem Gemeinde- oder ſelbſtſtaͤndigen 
Gutsbezirke angehoͤrt haben, muͤſſen nach Vernehmung der Betheiligten und 
nach Anhörung. des Kreistages durch den Oberpraͤſidenten mit einem Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirke vereinigt werden. 


Eine Vereinigung eines Ländlichen Gemeinde» oder eines ſelbſtſtaͤndigen 
Gutsbezirks mit einem andern kann nur unter Zuſtimmung der Vertretungen 
der betheiligten Gemeinden, ſowie des betheiligten Gutsbeſitzers, nach Anhoͤrung 
des Kreistages mit Genehmigung des Koͤnigs erfolgen. 


Die Abtrennung einzelner Grundſtuͤcke von einem Gemeinde⸗ oder ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Gutsbezirk und deren Vereinigung mit einem angrenzenden anderen, 
kann nach Anhoͤrung des Kreistages mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten 
vorgenommen werden, wenn außer den Vertretern der betheiligten Gemeinden 
und den betheiligten Gutsbeſitzern auch die Eigenthuͤmer jener Grundſtuͤcke 
darin einwilligen. In Ermangelung der Einwilligung aller Betheiligten kann 
eine Veraͤnderung dieſer Art in den Gemeinde- und Gutsbezirken nur in dem 
Falle, wenn dieſelbe im öffentlichen Intereſſe als nothwendiges Beduͤrfniß ſich 

(Nr. 4401.) 36 ergiebt, 
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ergiebt, und alsdann nur mit Genehmigung des Koͤnigs, nach Vernehmung 
der Betheiligten und nach Anhoͤrung des Kreistages, ſtattfinden. 


Zur Bildung eines ſelbſtſtaͤndigen Gemeindebezirks aus ſolchen Trenn⸗ 
ſtuͤcken iſt in allen Fallen die Genehmigung des Königs, nach vorgaͤngiger Ver: 
nehmung der Betheiligten und des Kreistages, einzuholen. 


Hat ein Rittergut die zu einem ſolchen erforderlichen Eigenſchaften (F. 3.) 
verloren, ſo kann es, wenn ſich ein ſelbſtſtaͤndiges Gut deſſelben Eigenthuͤmers 
in der Nähe befindet, auch wider den Willen des letzteren mit dieſem Gute 
zu einem Verbande vereinigt werden. 


N 


Die Veraͤnderung oder Aufloͤſung eines Amtsbezirks, beziehungsweiſe 
Bildung eines Amtes aus einer Gemeinde oder mehreren Gemeinden und den 
Gemeinden gleichgeſtellten Guͤtern kann, wenn die Vertretungen der betheiligten 
Gemeinden und Aemter und die Beſitzer der betheiligten ſelbſtſtaͤndigen, den Ge⸗ 
meinden gleichgeſtellten Güter darin einwilligen, unter Beftätigung des Oberpraͤ⸗ 
ſidenten, in Ermangelung dieſer Einwilligung aber nur nach Vernehmung des Pro— 
vinzial⸗Landtages, mit Genehmigung des Koͤnigs vorgenommen werden. 


H. 8. 


Von den Beſchluͤſſen des Kreistages in den Fallen der HH. 3. und 6. 
ift en vor Einholung der Königlichen Genehmigung Mittheilung 
zu machen. e 


= 8 


Wo und inſoweit in Folge von Veraͤnderungen in Gemeinde-, Guts⸗ 
oder Amtsbezirken ($$. 3. 6. und 7.) eine Auseinanderſetzung als nöthig ſich 
ergiebt, iſt ſolche im Verwaltungswege zu bewirken. Wird hierbei eine Ueber⸗ 
einkunft unter den Betheiligten vermittelt, ſo genuͤgt die Genehmigung der Re⸗ 
gierung, im Falle des Widerſpruchs entſcheidet der Oberpraͤſident. Privatrecht⸗ 
11078 Verhältniffe dürfen durch dergleichen Veraͤnderungen niemals geſtoͤrt 
werden. g 


$. 10. 


Jede Bildung einer neuen Gemeinde, eines ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirks 
oder eines neuen Amtsbezirks, ſowie jede Veränderung in den Gemeinde, 
Guts⸗ oder Amtsbezirken, iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


$. 11. 


‚Veränderungen in den Gemeinde- oder Gutsbezirken, welche bei Gele: 
genheit einer Gemeinheitstheilung vorkommen, unterliegen den Beſtimmungen 
der §H. 6. und 9. nicht. 
N §. 12. 
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§. 12. 


In Ergaͤnzung der Gemeinde-Ordnung koͤnnen wegen aller ſolcher auf 
das Gemeindeweſen bezuͤglichen Angelegenheiten, in Hinſicht deren die gegen- 
waͤrtige Gemeinde-Ordnung keine Beſtimmungen enthaͤlt, naͤhere Feſtſetzungen 
aber fuͤr die ganze Provinz oder einzelne Landestheile ſich als noͤthig ergeben, 
durch Beſchluß des Provinzial⸗Landtages, mit Genehmigung des Königs, ſtatu⸗ 
tariſche Anordnungen getroffen werden. 

f Dieſelben duͤrfen jedoch den Beſtimmungen der Gemeinde-Ordnung nicht 
widerſprechen. d 


§. 13. 


Jede Gemeinde und jedes Amt iſt befugt, durch Beſchluß der Gemeinde— 
oder Amtsverſammlung mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten ſtatutariſche 
Anordnungen zu treffen: f 

1) wegen derjenigen Gegenſtaͤnde, in Hinſicht deren die gegenwaͤrtige Ge- 
meinde⸗Ordnung auf das Gemeinde- oder Amts-Statut verweiſet (SS. 15. 
24. 25. 26. 27. 28. 58. und 75. Nr. 3.); und 

2 92 eigenthuͤmlicher Verhaͤltniſſe und Einrichtungen der Gemeinde oder 

es Amtes. ö 


Dieſe ſtatutariſchen Anordnungen duͤrfen den Beſtimmungen der gegen⸗ 
waͤrtigen Gemeinde-Ordnung und des Provinzial-Statuts nicht widerſprechen. 


Hinſichtlich der vorſtehend unter 1. erwaͤhnten Gegenſtaͤnde hat bis dahin, 
daß daruͤber durch ſtatutariſche Anordnungen beſtimmt ſein wird, der Ober⸗ 
Praͤſident nach Vernehmung der Gemeinde- oder Amtsverſammlung die erfor— 
derlichen Feſtſetzungen zu treffen. 


§. 14. 


Mitglieder der Gemeinde ſind: 
1) alle nach H. 2. zur Gemeinde gehörende ſelbſtſtaͤndige Einwohner, 
« und 


Malle diejenigen, welche im Gemeindebezirke mit einem Wohnhauſe ange: 
ſeſſen ſind. 


H. 15. 


i Zur Theilnahme an den oͤffentlichen Geſchaͤften der Gemeinde (Gemeinde— 
recht) ſind nur diejenigen Mitglieder der Gemeinde berechtigt, welche 
J. Preußiſche Unterthanen und ſelbſtſtaͤndig ſind, und 
II. ſeit einem Jahre 
1) keine Armenunterſtuͤtzung aus oͤffentlichen Mitteln empfangen, 
(Fr. 4401.) 2 
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2) die ſie betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt haben, und 
3) a) in dem Gemeindebezirke mit einem Wohnhauſe angeſeſſen ſind und 
von ihren daſelbſt gelegenen Grundbeſitzungen einen Hauptgrund: 
ſteuerbetrag von mindeſtens zwei Thalern entrichten; doch kann 
dieſer Satz, wo beſondere Ortsverhaͤltniſſe es noͤthig machen, aus⸗ 
nahmsweiſe mit Genehmigung des Oberpraͤſidenten geringer feſt⸗ 
geſetzt werden, 
oder \ 

ihren Wohnſitz im Gemeindebezirke haben und außerdem entweder 
zur Einkommenſteuer oder mit einem Jahresbetrage von mindeſtens 
vier Thalern zur Klaſſenſteuer veranlagt ſind. Wo eigenthuͤmliche 
Verhaͤltniſſe ſolches beſonders wuͤnſchenswerth machen, kann durch 
das Gemeindeſtatut an Stelle des vorgedachten Klaſſenſteuer— 
betrages ein geringerer Betrag als Bedingung der Theilnahme am 
Gemeinderecht fefigeftellt werden; jedoch darf derſelbe keinenfalls 
weniger als zwei Thaler betragen. Steuerzahlungen und Grund⸗ 
beſitz der Ehefrau werden dem Ehemanne, Steuerzahlungen und 
Grundbeſitz der minderjaͤhrigen, beziehungsweiſe der unter vaͤter⸗ 
licher Gewalt befindlichen Kinder, dem Vater angerechnet. 


b 


— 


§. 16. 


Wer in einer Gemeinde ſeit einem Jahre mehr als einer der drei hoͤchſt⸗ 
beſteuerten Einwohner, ſowohl an direkten Staats⸗ als an Gemeinde-Abgaben ent⸗ 
richtet, iſt, auch ohne im Gemeindebezirk zu wohnen oder mit einem Wohnhauſe 
angeſeſſen zu fein, zum Stimm- und Wahlrecht berechtigt, falls bei ihm die 
übrigen Erforderniſſe dazu vorhanden find. 

Eben dies gilt von juriſtiſchen Perſonen, wenn ſie in einem ſolchen 
Maaße in der Gemeinde beſteuert find. _ 


§. 17. 


Als ſelbſtſtaͤndig ($. 14. Nr. 1. und $. 15. I.) wird derjenige angeſehen, 
welcher das vierundzwanzigſte Lebensjahr vollendet und einen eigenen Haus⸗ 
ſtand hat, ſofern ihm das Recht, uͤber ſein Vermoͤgen zu verfuͤgen und daſſelbe 
zu verwalten, nicht durch richterliches Erkenntniß entzogen iſt. 

Inwiefern fuͤr nichtſelbſtſtaͤndige Perſonen und fuͤr Frauensperſonen, 
1 ein Wohnhaus beſitzen, eine Stellvertretung ſtattfinden kann, iſt im H. 20. 

eſtimmt. 


9. 18. 


Wer ein Wohnhaus in einer Gemeinde beſitzt, dem kommt bei Berech⸗ 
nung der Dauer des einjaͤhrigen Wohnſitzes oder Anſaͤſſigkeit die Beſitzzeit des 
Erblaſſers zu Gute. 55 

Die 


_ — 


Die Uebertragung unter den Lebenden an Verwandte in abſteigender 
Linie ſteht der Vererbung gleich. 


§. 19. 


Verlegt ein ſtimmberechtigtes Gemeindemitglied ſeinen Wohnſitz in eine 
andere Gemeinde, ſo kann ihm das Gemeinderecht, wenn ſonſt die Erforderniſſe 
zu deſſen Erwerbung vorhanden ſind, durch den Gemeindevorſteher im Einver⸗ 
ſtaͤndniß mit der Gemeindeverſammlung ſchon vor Ablauf von einem Jahre 
verliehen werden. Ein Gleiches findet ftatt, wenn der Beſitzer eines ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Gutes (F. 3.) feinen Wohnſitz in eine Gemeinde verlegt. 


F. 20. 


Befindet ſich ein Wohnhaus im Beſitze einer Frauensperſon oder einer 
unter vaͤterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehenden Perſon, und wuͤrde 
dieſelbe, ihren uͤbrigen Verhaͤltniſſen nach, zur Theilnahme am Gemeinderechte 
befaͤhigt ſein, ſo iſt die Ausuͤbung dieſes Rechts durch Stellvertreter dahin ge⸗ 
ſtattet, daß eine Ehefrau durch ihren Ehemann, eine unverheirathete oder ver⸗ 
wittwete Frauensperſon durch einen ſtimmberechtigten Eingeſeſſenen, eine unter 
vaͤterlicher Gewalt ſtehende Perſon durch den Vater und eine unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehende Perſon durch den Vormund vertreten werden kann. Der Ehe— 
mann, Vater und Vormund muß, um zu dieſer Stellvertretung befugt zu ſein, 
die im H. 15. Nr. I. vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſitzen und feinen Wohnſitz 
in der Gemeinde haben. 

Außer dieſer Vertretung koͤnnen die außerhalb der Gemeinde wohnenden 
Gemeindemitglieder, ſofern ſie mindeſtens fuͤnf Thaler Grundſteuer von ihrer 
Beſitzung zahlen, ſich durch ein ſtimmberechtigtes Mitglied der Gemeinde vers 
treten laſſen; hierzu find auch die in $. 16. erwähnten juriſtiſchen oder außer⸗ 
halb des Gemeindebezirks wohnenden hoͤchſtbeſteuerten Perſonen berechtigt. 


§. 21. 


Befindet ſich ein Gut, welches in die Rittergutsmatrikel eingetragen iſt, 
im Gemeindeverbande, ſo iſt deſſen Beſitzer, ohne Ruͤckſicht auf die Dauer ſeiner 
Beſitzzeit und den Ort feines Wohnſitzes, zur Ausuͤbung des Gemeinderechts 
befugt; er kann ſich hierbei durch Beamte, Verwalter oder Paͤchter dieſes Gutes 
oder einen ſtimmberechtigten Eingeſeſſenen vertreten laſſen. Dieſe Art der Ver⸗ 
tretung kann auch fuͤr den Beſitzer eines ſolchen Guts in den Faͤllen des H. 20. 
außer der daſelbſt zugelaſſenen Vertretungsart ſtattfinden. Die Vertreter des 
ten muͤſſen auch die im $. 15. Nr. I. vorgeſchriebenen Eigenſchaften 
beſitzen. ' 


H. 22. 


Wer in Folge rechtskraͤftigen Erkenntniſſes der buͤrgerlichen Ehre ver⸗ 
(Nr. 4401.) | luſtig 
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luſtig geworden (H. 12. des Strafgeſetzbuchs), verliert dadurch auch das Ge— 
meinderecht ($. 15.) und die Befaͤhigung, daſſelbe zu erwerben. f 

Wem durch rechtskraͤftiges Erkenntniß die Ausuͤbung der buͤrgerlichen 
Ehrenrechte unterſagt iſt (§. 21. des Strafgeſetzbuchs), der iſt während der 
dafuͤr in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzten Zeit von der Ausuͤbung des Gemeinde— 
rechts ausgeſchloſſen. a 


Iſt gegen ein ſtimmberechtigtes Gemeindemitglied wegen eines Ver⸗ 
brechens die Verſetzung in den Anklageſtand, oder wegen eines Vergehens, 
welches die Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte nach ſich 
ziehen muß oder kann, die Verweiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, 
oder iſt derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, ſo ruht die Ausuͤbung des ihm 
zuſtehenden Gemeinderechts ſo lange, bis die gerichtliche Unterſuchung been⸗ 
digt iſt. N 

Verfaͤllt ein ſtimmberechtigtes Gemeindemitglied in Konkurs, ſo verliert 
es dadurch das Gemeinderecht; die Befaͤhigung, daſſelbe wiederzuerlangen, kann 
ihm nach Beendigung des Konkursverfahrens von den Gemeindebehoͤrden ver— 
liehen werden, jedoch dem Handelsmann, Schiffsrheder oder Fabrikbeſitzer erft 
nach erfolgter Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Das Gemeinderecht 
geht verloren, ſobald eines der zur Erlangung deſſelben vorgeſchriebenen Er⸗ 
forderniſſe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht mehr zutrifft. 


H. 23. 


Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch die Gemeindever⸗ 
ſammlung und durch den Gemeindevorſteher vertreten; der Gemeindevorſteher 
iſt die ausfuͤhrende Behoͤrde. 


F. 24. 


Die Gemeindeverſammlung beſteht, wenn die Zahl der ſtimmberechtigten 
Gemeindemitglieder achtzehn uͤberſteigt, aus Gemeindeverordneten, inſofern bei 
einer groͤßeren Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder nicht durch das 
Gemeindeſtatut die Bildung einer gewählten Gemeindevertretung ausge⸗ 
ſchloſſen wird. 


H. 25. 


1) Wo die Gemeindeverſammlung aus ſaͤmmtlichen ſtimmberechtigten Ge⸗ 
meindemitgliedern beſteht, ſoll den Beſitzern der im H. 21. bezeichneten 
Guͤter und außerdem aller derjenigen Guͤter, von denen mindeſtens 
75 Rthlr. Hauptgrundſteuer entrichtet wird, im Verhaͤltniſſe des Um⸗ 
fanges ihres Beſitzthums zu dem der uͤbrigen ſtimmberechtigten Gemeinde⸗ 
mitglieder eine groͤßere Anzahl von Stimmen nach naͤherer Beſtimmung 
des Gemeindeſtatuts beigelegt werden; a 


2) wo eine Betheiligung der nicht mit einem Wohnhauſe angeſeſſenen klaſſen⸗ 
a ſteuer⸗ 


So e | 
ſteuerpflichtigen Einwohner an dem Stimmrecht ſtattfindet ($. 15.), darf 
ihnen hoͤchſtens ein Drittel der Stimmen in der Gemeindeverſammlung 
beigelegt werden; die naͤheren Feſtſetzungen hieruͤber hat das Gemeinde⸗ 
ſtatut zu treffen. 5 

H. 26, 


Die Gemeindeverordneten beſtehen: . 
a) aus den Beſitzern derjenigen im Gemeindeverbande befindlichen Guͤter, 
welche in der Rittergutsmatrikel eingetragen ſind, und 
b) aus ſechs bis 64 0 gewählten Gemeindeverordneten, deren Wahl auf 
je ſechs Jahre erfolgt. Die Zahl derſelben in den einzelnen Gemeinden 
wird durch das Gemeindeſtatut feſtgeſetzt. 

Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der gewaͤhlten Gemeindeverordneten 
aus, die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Die das erſte und zweite Mal 
Ausſcheidenden werden fuͤr jede Abtheilung durch das Loos beſtimmt. Außer⸗ 
gewoͤhnliche Wahlen zum Erſatz innerhalb der Wahlperiode ausgeſchiedener 
Mitglieder ſind vom Amtmann anzuordnen. Der Erſatzmann bleibt nur bis 
zum Ende der Wahlperiode in Thaͤtigkeit, fuͤr welche der Ausgeſchiedene ge⸗ 
wählt war. Die unter Litt. a. erwaͤhnten Gutsbeſitzer koͤnnen ſich nach Vor⸗ 
ſchrift des H. 21. vertreten laſſen. 5 


$. 27. e 


Zum Behuf der Wahlen der Gemeindeverordneten werden die ſtimmbe⸗ 
rechtigten Gemeindemitglieder, mit Ausnahme der im FK. 26. unter Litt. a. er⸗ 
waͤhnten Gutsbeſitzer, nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden Staats⸗ 
ſteuern (Grund-, Klaſſen⸗, Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer, mit Ausſchluß der 
Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Umherziehen) und Gemeindeſteuern in drei 
Klaſſen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Klaſſe ein Drittheil der 
Geſammtſumme der Steuern faͤllt; Steuern, welche fuͤr Grundbeſitz und Ge⸗ 
werbebetrieb in einer anderen Gemeinde entrichtet werden, kommen hierbei nicht 
in Berechnung. Niemand kann zwei Klaſſen zugleich angehoͤren; in die erſte, 
beziehungsweiſe zweite Klaſſe, gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur 
theilweiſe in das erſte, beziehungsweiſe zweite Drittel faͤllt. Unter mehreren, 
einen gleichen Steuerbetrag entrichtenden Waͤhlern entſcheidet das Lebensalter 
und erforderlichen Falls das Loos daruͤber, wer von ihnen zu der hoͤheren Ab⸗ 
theilung zu rechnen iſt. Jede Klaſſe hat ein Drittel der Gemeindeverordneten 
zu waͤhlen, ohne jedoch an die Waͤhler der Klaſſe gebunden zu ſein. 

Abweichende Beſtimmungen zum Zweck feſter und dauernder Abgrenzung 
der Wahlklaſſen bleiben dem Gemeindeſtatut vorbehalten. 


H. 28. 
Die Wahlen der Gemeindeverordneten erfolgen unter Leitung des Amt⸗ 


manns; derſelbe kann ſich aber durch den Gemeindevorſteher vertreten laſſen. 
Jahrgang 1856. (Nr. 4401.) 37 Die 


re 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Gemeindeverordneten 
finden alle zwei Jahre im November ſtatt. 

Alle Ergaͤnzungs⸗ oder Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
vorgenommen, von denen die Ausgeſchiedenen gewählt waren. Iſt die Zahl 
der zu waͤhlenden Gemeindeverordneten nicht durch drei theilbar, ſo iſt, wenn 
nur Einer übrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung zu waͤhlen. Bleiben 
zwei uͤbrig, ſo waͤhlt die erſte Abtheilung den einen und die dritte Abtheilung 
den andern. f 

Der Wahltermin iſt vier Wochen vorher nach der in der Gemeinde ge⸗ 
woͤhnlichen Publikationsart bekannt zu machen und zugleich ein Verzeichniß der 
ſtimmberechtigten Gemeindeglieder zur Einſicht der Betheiligten auszulegen. 
Reklamationen gegen daſſelbe machen die ſpaͤtere Wahlverhandlung nur dann 
unguͤltig, wenn erſt nachher eine ſolche Abänderung des Verzeichniſſes verfügt 
wird, durch welche der Gewaͤhlte die abſolute Stimmenmehrheit verliert. 

Jeder Waͤhler hat dem Wahlvorſteher muͤndlich und vernehmlich zu 
Protokoll zu erklaͤren, wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo viele Per⸗ 
ſonen zu bezeichnen, als zu waͤhlen ſind. 

Als erwaͤhlt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit für ſich hat. Wo die abſolute Mehrheit fehlt, ſind von denjenigen 
Kandidaten, welche die meiſten Stimmen fuͤr ſich haben, ſo viele auf eine engere 
Wahl zu bringen, als die doppelte Zahl der noch zu Waͤhlenden betraͤgt. Bei 
der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 5 

Das Ergebniß der Wahl ift ſofort bekannt zu machen; gegen das ſtatt⸗ 
gehabte Wahlverfahren kann innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung 
bei dem Landrath Beſchwerde erhoben werden; bei erheblichen Unregelmaͤßigkei⸗ 
ten hat derſelbe auf erhobene Beſchwerde oder von Amtswegen innerhalb wei⸗ 
terer 1 105 Tage durch eine motivirte Entſcheidung die Wahl fuͤr unguͤltig 
zu erklaren. 
behal Naͤhere oder abweichende Beſtimmungen bleiben dem Gemeindeſtatut vor⸗ 

ehalten. 8 


H. 29. 


Die Zahl der aus den klaſſenſteuerpflichtigen, mit einem Wohnhauſe nicht 
angefeffenen Einwohner (H. 15. II. Nr. 3. Litt. b.) zu waͤhlenden Gemeinde: 
Verordneten darf hoͤchſtens ein Drittel der Geſammtzahl der gewählten Ge: 
meindeverordneten betragen. Iſt eine gleichmaͤßige Vertheilung dieſer Zahl auf 
die einzelnen Wahlklaſſen nicht moͤglich, ſo erfolgt die Ausgleichung durch das 
Loos. Iſt die Zahl der aus dieſen Einwohnern Gewaͤhlten groͤßer, ſo muͤſſen 
diejenigen, welche die wenigſten Stimmen gehabt haben, zuruͤcktreten. 


H. 30. 


Gemeindeverordnete koͤnnen nicht ſein: 55 
4) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behoͤrden, durch welche 
die Aufficht des Staats uͤber die Gemeinden ausgeuͤbt wird; \ 
| 2) die 
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2) die nicht zum Gemeindevorſtande gehörenden Gemeindebeamten; 

3) die richterlichen Beamten; f e i 

4) die Beamten der Staatsanwaltſchaft und die Polizeibeamten, mit Aus⸗ 


nahme der Amtmaͤnner; 
5) Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer. 


Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Gemeindever⸗ 
ordnete derſelben Gemeinde ſein; ſind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. a 


Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auf diejenigen keine An⸗ 
wendung, welche nach $. 26. Litt. a. vermöge ihres Gutsbeſitzes zu den Ge- 
meindeverordneten gehoͤren. 


Die Gemeindeverordneten werden bei deren Einfuͤhrung in das Amt 
durch Handſchlag verpflichtet. 


$. 31. 


Der Gemeindevorſteher fuͤhrt in der Gemeindeverſammlung den Vorſitz 
mit vollem Stimmrechte, und bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme. 
Der Amtmann kann, ſo oft er es fuͤr gut findet, den Vorſitz darin uͤberneh⸗ 
men; es gebuͤhrt ihm hierbei bei Stimmengleichheit die entſcheidende Stimme, 
außerdem aber kein Stimmrecht. Derſelbe iſt verpflichtet, die Berathungen uͤber 
den Haushaltsetat und die Rechnungen zu leiten; er hat die Hebeliſten fuͤr 
vollſtreckbar zu erklaͤren. 


Ihm muͤſſen, wenn er nicht ſelbſt den Vorſitz in der Gemeindeverſamm⸗ 
lung geführt hat, deren Beſchluͤſſe vor der Ausführung vorgelegt werden. 

Wenn demnaͤchſt nicht innerhalb acht Tagen nach erlangter Kenntniß Sei⸗ 
tens des Amtmanns der Beſchluß beanftandet ($. 37.) worden, fo kann die 
Ausführung erfolgen. Auf diejenigen Befchlüffe, für welche eine höhere Be— 
endung ausdruͤcklich vorgeſchrieben iſt, findet dieſe Beſtimmung keine An= 
wendung. 


H. 32, 


a Die Gemeindeverſammlung hat, ohne daß ihre Mitglieder an Inſtruk⸗ 
tionen oder Auftraͤge gebunden ſind, uͤber alle Gemeindeangelegenheiten zu be⸗ 
ſchließen, ſoweit dieſe nicht durch das Geſetz dem Gemeindevorſtande aus- 
ſchließlich uͤberwieſen ſind. Ueber andere Angelegenheiten darf die Gemeinde- 
Verſammlung nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften, oder in einzelnen Faͤllen durch Aufträge der Auffichtsbehoͤrde (H. 80.) 
an ſie gewieſen ſind. Die Gemeindeverſammlung kontrollirt die Verwaltung 
und iſt ebenſo berechtigt als verpflichtet, ſich von der Ausfuͤhrung ihrer Be⸗ 
ſchluſſe und der Verwendung aller Geldeinnahmen, ſowie von der gehoͤrigen 
Ausfuͤhrung der Gemeindearbeiten ꝛc. Ueberzeugung zu verſchaffen; fie darf aber 
ihre Beſchluͤſſe niemals ſelbſt ausführen. 

Gr. 4401.) 37 H. 33. 


) 
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$ 33. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Verpflichtungen der Gemeinde darf 
derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde im Wi⸗ 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ein guͤltiger Beſchluß nicht 
gefaßt werden, ſo hat der Landrath fuͤr die Wahrung des Gemeinde-Intereſſes 
. delten und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr die Gemeinde zu 

eſtellen. ; 


H. 34. 


Die Gemeindeverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als die 
Hälfte und wenigſtens drei der gehörig eingeladenen Mitglieder mit Einſchluß 
des Vorſitzenden zugegen ſind. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn 
die Gemeindeverſammlung, zum zweiten Mal zur Verhandlung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in gehoͤriger Anzahl erſchienen iſt. 
Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdruͤck⸗ 
lich hingewieſen werden. In welcher Art die Einladung der Mitglieder zu der 
Gemeindeverſammlung zu bewirken iſt, wird durch Beſchluß der Gemeinde⸗ 
Verſammlung unter Genehmigung des Landraths beſtimmt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens zwei freie 
Tage vorher ſtatt haben. Durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung koͤn⸗ 
nen auch regelmaͤßige Verſammlungstage feſtgeſetzt, es muͤſſen jedoch auch dann 
die Gegenſtaͤnde der Verhandlung, mit Ausnahme dringender Faͤlle, zwei freie 
Tage vorher der Gemeindeverſammlung angezeigt werden. 

5 Die Sitzungen duͤrfen nicht in Wüthshauſern oder Schenken abgehalten 
werden. 


H. 35. 


Die Beſchluͤſſe der Gemeindeverſammlung werden nach Stimmenmehr⸗ 
heit gefaßt. Wer nicht mitſtimmt, wird zwar als anweſend betrachtet, die 
en wird aber lediglich nach der Zahl der Stimmenden feſt⸗ 
geſtellt. f 


H. 36. 
Die Beſchluͤſſe der Gemeindeverſammlung und die Namen der dabei 


anweſend geweſenen Mitglieder find in ein beſonderes Buch einzutragen und 
von dem Vorſitzenden und wenigſtens einem Mitgliede zu unterzeichnen. 


$. 37. 
Hat die Gemeindeverſammlung einen Beſchluß gefaßt, waschen e 5 
i ugniſſe 
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fugniſſe uͤberſchreitet, geſetz- oder rechtswidrig iſt, das Staatswohl oder das 
Gemeinde ⸗Intereſſe verletzt, o hat der Gemeindevorſteher oder der Amtmann 
von Amtswegen oder auf Geheiß der Aufſichtsbehoͤrde (§. 80.) die Ausfuͤh⸗ 
rung einſtweilen zu beanftanden und über den Gegenſtand des Beſchluſſes die 
Entſcheidung der Aufſichtsbehoͤrde ſofort einzuholen. War der Amtmann bei 
der Abfaſſung eines ſolchen Beſchluſſes nicht anweſend, ſo muß er vorab eine 
nochmalige Berathung der Sache unter ſeinem Vorſitze veranlaſſen und eine 
Zuruͤcknahme des Beſchluſſes verſuchen. 


$. 38. 


ö Die Wahl des Vorſtehers und deſſen Stellvertreters erfolgt aus der 
Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder durch die Gemeindeverſamm⸗ 
lung auf ſechs Jahre. Nach dreijaͤhriger Dienſtzeit kann der Gemeindevor⸗ 
ſteher durch die Gemeindeverſammlung auf zwoͤlf Jahre gewaͤhlt werden. Die 
Wahl bedarf der Beftätigung durch den Landrath. Wird die Beſtaͤtigung der⸗ 
ſelben verſagt, ſo ſchreitet die Gemeindeverſammlung zu einer neuen Wahl; 
wird auch dieſe nicht beſtaͤtigt, ſo ſteht dem Landrathe die Ernennung des Vor⸗ 
ſtehers, reſp. des Stellvertreters auf die Dauer von hoͤchſtens ſechs Jahren zu. 
Dieſes Recht ſteht dem Landrathe auch fuͤr den Fall zu, wenn die Gemeinde⸗ 
Verſammlung die Wahl verweigern ſollte. 


$. 39. 


Vorſteher koͤnnen nicht fein: 

1) die von der Staatsregierung ernannten Mitglieder der Aufſichtsbehoͤrde; 

2) Geiſtliche und Lehrer an oͤffentlichen Schulen; 

3) die Mitglieder des Richterſtandes und die Beamten der Staatsanwalt: 
ſchaft; 

4) die Polizeibeamten; 

5) die zum ſtehenden Heere und die zu den Landwehrſtaͤmmen gehoͤrenden 
Perſonen; 

60 Perſonen, welche die in dem Geſetze vom 7. Februar 1835. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben. f 


H. 40. 


Der Gemeindevorſteher hat nur auf Entſchaͤdigung fuͤr Dienſtunkoſten 
Anſpruch, welche vom Landrath nach Vernehmung der Gemeindeverſammlung 
feſtgeſetzt wird. 

Ueber Beſchwerden wegen dieſer Feſtſetzung entſcheidet die Regierung 
nach Anhoͤrung des Kreistages. Dem Stellvertreter wird nur Erſtattung baarer 
Auslagen gewaͤhrt. 


F. 41. 


Der Gemeindevorſteher hat unter der Aufſicht des Amtmanns die Ge- 
Ar 401) 1 meinde⸗ 
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meindeangelegenheiten zu verwalten und die Ortspolizei zu handhaben; er iſt 
fuͤr alle Angelegenheiten, welche zum Geſchaͤftskreiſe des Amtmanns gehoͤren 
(F. 74.), deſſen Organ und Huͤlfsbehoͤrde; er iſt zugleich Huͤlfsbeamter der ge⸗ 
richtlichen Polizei und kann mit den Funktionen der Polizeianwaltſchaft beauf⸗ 
tragt werden. 


Die Beſitzer im Gemeindeverbande befindlicher, in der Rittergutsmatrikel 
eingetragener Ritterguͤter find jedoch in Bezug auf die Polizeiaufſicht dem Amt⸗ 
mann unmittelbar untergeordnet. Auch in eigentlichen Kommunalſachen iſt der 
Vorſteher zur Erlaſſung von Zwangsverfuͤgungen gegen dieſelben nicht befugt, 
ſondern muß ſolche bei dem Amtmann in Antrag bringen. 


H. 42. 


Wo der Umfang der Gemeinde es noͤthig macht, koͤnnen fuͤr einzelne 
Theile derſelben, nach Beſtimmung des Landraths, Dorfs- oder Bauerſchafts⸗ 
Vorſteher beſtellt werden, welche in dem ihnen angewieſenen Bezirke wohnhaft 
ſein muͤſſen. Wegen der Wahl, beziehungsweiſe Ernennung, Qualifikation und 
Amtsdauer derſelben, gelten die wegen der Gemeindevorſteher ertheilten Vor⸗ 
ſchriften. — Die Dorfs- oder Bauerſchaftsvorſteher find Organe des Gemeinde- 
Vorſtehers und verpflichtet, ſeinen Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich 
in den oͤrtlichen Geſchaͤften ihres Bezirks zu unterſtuͤtzen. 


§. 43. 


Inſoweit zum Dienſte der Gemeinde Unterbeamten und Diener erforder⸗ 
lich ſind, werden dieſe, wenn ſie blos zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt 
ſind, von dem Amtmann, ſonſt aber von dem Landrathe ernannt. 


Ueber die Wuͤrdigkeit der anzuſtellenden Perſonen iſt die Gemeindever⸗ 
ſammlung zuvor mit ihrer Erklaͤrung zu hoͤren. i 


8. 44. 


Der Elementarerheber der direkten Steuern verſieht in der Regel gegen 
eine beſondere Remuneration die Stelle des Gemeindeeinnehmers. 


Remuneration und Kaution wird fuͤr dieſen Fall nach Vernehmung der 
Gemeindeverſammlung durch die Regierung feſtgeſetzt. 

Mit Genehmigung der Auffichtsbehörde kann fiir einzelne oder mehrere 
Gemeinden ein beſonderer Gemeindeeinnehmer beſtellt werden. Die Ernennung 
deſſelben, die Feſtſtellung der Remuneration und Kaution erfolgt durch den 
Landrath nach Anhörung der gutachtlichen Vorſchlaͤge der betheiligten Ge— 
meindeverſammlungen. Die Kaution darf nicht unter dem Satze bleiben, welchen 
das Geſetz fuͤr die Erheber der Staatsſteuern vorſchreibt. 

Der Gemeindeeinnehmer erhaͤlt, inſofern nicht mit demſelben ein Anderes 


verabredet worden iſt, bei eintretender Dienſtunfaͤhigkeit Penſion nach 0 
\ rund: 


„ 


Grundſaͤtzen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
kommen. Ueber die Penſionsanſpruͤche entſcheidet in ſtreitigen Faͤllen die Re⸗ 
gierung. Gegen den Beſchluß der Regierung, ſoweit derſelde ſich nicht auf die 
Thatſache der Dienſtunfaͤhigkeit oder darauf bezieht, welcher Theil des Dienſt⸗ 
einkommens als Gehalt anzuſehen ſei, findet Berufung auf richterliche Entſchei⸗ 
dung ſtatt. Ungeachtet der Berufung ſind die feſtgeſetzten Betraͤge vorlaͤufig 
zu zahlen. Die Penſion faͤllt fort, oder ruht inſoweik, als der Penſionirte 
durch anderweitige Anſtellung im Staats⸗ oder Gemeindedienſte ein Einkommen 
oder eine neue Penſion erwirbt, welche, mit Zurechnung der erſten Penſion, 
ſein fruͤheres Einkommen uͤberſteigen. 


H. 45. 
Alle Gemeindeeinkuͤnfte muͤſſen zur Gemeindekaſſe fließen. 


H. 46, 


In jeder Gemeinde wird ein Haushaltsetat von dem Gemeindevorſteher 
in Gemeinſchaft mit dem Amtmann entworfen, durch Beſchluß der Gemeinde⸗ 
Verſammlung feſtgeſtellt, dem Landrathe eingereicht, und danach der Haus halt 
geführt (§. 49.). : 

Der entworfene Haushaltsetat muß vor der Berathung in der Gemeinde⸗ 
Verſammlung in einem von derſelben zu beſtimmenden Lokale, zur Einſicht aller 
Einwohner der Gemeinde, vierzehn Tage lang offen gelegt werden. Die Etats⸗ 
periode darf drei Jahre nicht überſchreiten. 


§. 47. 


Ausgaben, welche außer dem Etat zu leiſten find, beduͤrfen außer der 
Bewilligung der Gemeindeverſammlung der Genehmigung des Landraths. 


H. 48. 


Die Jahresrechnung iſt von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des fol⸗ 
genden Jahres zu legen und dem Gemeindevorſteher einzureichen. Dieſer hat 
die Rechnung gemeinſchaftlich mit dem Amtmann zu revidiren und ſolche mit 
ſeinen Erinnerungen und Bemerkungen der Gemeindeverſammlung zur Prüfung, 
Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen. 

Nach erfolgter Feſtſtellung der Rechnung wird dieſelbe während vierzehn 
Tagen zur Einſicht der Gemeindemitglieder offen gelegt. REN 

11 85 Landrath iſt ſofort eine Abſchrift des Feſtſtellungsbeſchluſſes ein⸗ 
zureichen. ! | 


H. 49. 0 


5 Der Gemeindevorſteher hat unter Mitwirkung des Amtmanns die Ein⸗ 
(Nr. 4401.) fünfte 
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kuͤnfte der Gemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder beſonderen Gemeinde⸗ ö 
rathsbeſchluͤſſen beruhenden Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das 
Rechnungs- und Kaſſenweſen zu überwachen. 


$. 50. 


Unterlaͤßt oder verweigert eine Gemeindeverſammlung, die Aufbringung 
der Mittel zu beſchließen, welche zur Erfüllung der der Gemeinde obliegenden 
Leiſtungen nöthig find, fo hat der Landrath den Betrag derſelben feſtzuſetzen 
und die Gemeinde zu deſſen Entrichtung noͤthigenfalls im Wege adminiſtrativer 
Exekution anzuhalten. 

§. 51. 


Die Gemeindeverſammlung beſchließt uͤber die Benutzung des Gemeinde⸗ 
vermoͤgens; es bleiben jedoch dabei die Vorſchriften der Deklaration vom 
26. Juli 1847. in Betreff des nutzbaren Gemeindevermoͤgens maaßgebend. 


$. 52. 


In Anſehung des Vermoͤgens von Korporationen, forte hinſichtlich der 
Theilnahme der einzelnen Gemeindeglieder oder gewiſſer Klaſſen derſelben oder 
einzelner Abtheilungen des Gemeindebezirks an den Nutzungen des Gemeinde⸗ 
vermoͤgens und der dieſem Theilnahmerechte gegenuͤberſtehenden Laſten wird in 
den beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſen durch die Beſtimmungen der HF. 51. und 50. 
nichts geändert. 

In Anſehung der Verwaltung und Verwendung des Vermoͤgens der 
Stiftungen bewendet es bei den ſtiftungsmaͤßigen Beſtimmungen. 


F. 53. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

1) zur Veraͤußerung, ſowie zu der auf einem laͤſtigen Titel beruhenden Er⸗ 
werbung von Grundſtuͤcken, und von ſolchen Gerechtſamen, welche jenen 
geſetzlich gleichgeſtellt ſind; 

2) zur Veraͤußerung oder weſentlichen Veraͤnderung von Sachen, welche 
einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben; 

3) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtand be⸗ 
laſtet oder der bereits vorhandene vergrößert wird; 

4) zu Veraͤnderungen in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen (Wald, 
Weide, Torf ꝛc.). 

Die freiwillige Veraͤußerung von Grundſtuͤcken darf der Regel nach nur 
im Wege des öffentlichen Meiſtgebots ſtattfinden. f 
Zur Guͤltigkeit des Verkaufs aber gehoͤrt: 


1) die Vorlegung eines beglaubigten Auszuges aus dem Grundſteuerkataſter 
anſtatt der Taxe; f 
i 9) eine 
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2) eine Öffentlich auszuhaͤngende Ankuͤndigung; 

3) einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung, oder 
durch ein im Kreiſe erſcheinendes Blatt; 

4) eine Friſt von ſechs Wochen von der Bekanntmachung bis zum Verkaufs⸗ 
termin; i 

5) Abhaltung des Verkaufstermins durch eine Juſtizperſon, den Amtmann 
oder den Vorſteher. 


Wenn der Kataſtralertrag des Grundſtuͤcks nicht 2 Rthlr. uͤberſteigt, ſo 
bedarf es der unter 3. vorgeſchriebenen Bekanntmachung nicht. 

Bei Veraͤußerung von Gebaͤuden, welche nur nach der Grundflaͤche be⸗ 
ſteuert ſind (§. 21. des Grundſteuergeſetzes vom 21. Januar 1839.), iſt, ſofern 
fie für ſich allein und nicht als Zubehör eines Gutes veraͤußert werden, eine 
Taxe aufzunehmen. a 

Das Ergebniß des Verkaufs iſt in allen Fällen der Gemeindever⸗ 
ſammlung mitzutheilen, und kann nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag 
ertheilt werden. 5 

In beſonderen Faͤllen kann die Regierung den Verkauf aus freier Hand, 
ſowie einen Tauſch geſtatten, ſobald ſie ſich uͤberzeugt, daß der Vortheil der 
Gemeinde dadurch gefoͤrdert wird. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf Verkaͤufe von Realbe⸗ 
rechtigungen Anwendung, wobei die Aufnahme einer Taxe jedes Mal noth⸗ 
wendig iſt. 

Sur die Hypothekenbehoͤrde genuͤgt zum Nachweiſe, daß der Vorſchrift 
dieſes Paragraphen genuͤgt worden, die Beſtaͤtigung des Vertrages durch die 
Regierung. 


H. 54. 


Verpachtungen von Grundſtuͤcken und Gerechtſamen der Gemeinde muͤſſen 
öffentlich an den Meiſtbietenden geſchehen; Ausnahmen hiervon ſind nur mit 
Genehmigung des Landraths geſtattet. 


H. 35. 


Bei Verwaltung der Gemeindewaldungen ſind die Verordnung vom 
24. Dezember 1816. und die in Gemäßheit derſelben erlaſſenen und zu erlaſ⸗ 
ſenden Reglements zu beachten. 


F. 56. 


Durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung kann die Erhebung eines 
Einzugsgeldes angeordnet und von deſſen Entrichtung die Niederlaſſung in der 
Gemeinde (F. 4. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842., Nr. 2317.) abhängig 
gemacht werden. i f 5 f b 
Jahrgang 1856. (Nr. 4401.) 38 Außer⸗ 
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Außerdem kann von Allen, ſowohl von den Neuanziehenden, als von 
denen, welche der Gemeinde bereils angehörig find, bei der Begruͤndung eines 
ſelbſiſtaͤndigen Hausſtandes eine Abgabe (Eintritts- oder Hausſtandsgeld) ge⸗ 
fordert, und von deren Entrichtung die Theilnahme an dem Gemeinderechte 
(H. 15.) abhängig gemacht werden. 


Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen kann außerdem durch Be⸗ 
ſchluß der Gemeindeverſammlung von der Entrichtung einer jaͤhrlichen Abgabe 
und anſtatt oder neben derſelben von der Entrichtung eines Einkaufsgeldes ab⸗ 
haͤngig gemacht werden, durch deren Entrichtung aber die Ausuͤbung des Ge⸗ 
meinderechts (§. 15.) niemals bedingt wird. 


Alle derartige Beſchluͤſſe beduͤrfen der Genehmigung der Regierung. 


Beamte, welchen in Folge dienſtlicher Verpflichtung ihr Aufenthalt im 
Gemeindebezirk angewieſen ift, find zur Entrichtung des Einzugsgeldes und des 
Hausſtandsgeldes nicht verbunden. 


§. 57. 


Soweit die Einnahmen aus dem Gemeindevermoͤgen nicht hinreichen, 
um die durch das Beduͤrfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde erforder⸗ 
lichen Geldmittel zu beſchaffen, kann die Gemeindeverſammlung die Aufbrin- 
gung von Gemeindeſteuern beſchließen. 


Dieſe koͤnnen beſtehen: 


I. in Zuſchlaͤgen zu den direkten Staatsſteuern, wobei folgende Beſtim⸗ 
mungen gelten: 


1) die Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht be— 
laſtet werden; 

2) bei Zuſchlaͤgen zur Klaſſen- und klaſſifizirten Einkommenſteuer muß 
jedenfalls das Einkommen aus dem außerhalb der Gemeinde be 
legenen Grundeigenthum außer Berechnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

fuͤr Zuſchlaͤge zu den direkten Steuern, wenn der Zuſchlag 
entweder funfzig Prozent der Staatsſteuern uͤberſteigen, oder nicht 
nach gleichen Saͤtzen auf dieſe Steuern vertheilt werden ſoll. 
Zur Freilaſſung oder geringeren Belaſtung der letzten Klaſſen⸗ 
ſteuerſtufe bedarf es dieſer Genehmigung nicht; 


II. in beſonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern, welche der Ge— 
nehmigung der Regierung beduͤrfen, wenn ſie neu eingefuͤhrt, erhoͤht, oder 
in ihren Grundſaͤtzen veraͤndert werden ſollen. 

8 Bei beſonderen Kommunal⸗Einkommenſteuern iſt jedenfalls die 
sub I, 2. erwähnte Beſchraͤnkung maaßgebend. Die beſtehenden Kom⸗ 

munal⸗Einkommenſteuern werden einer erneuerten Prüfung und Geneh⸗ 
migung der Regierung unterworfen, 35 

* H. 58. 
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$. 58. 


Die Gemeinde kann durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung zur Lei⸗ 
ſtung von Dienſten (Hand- und Spanndienſten) Behufs Ausführung von Ge⸗ 
meindearbeiten verpflichtet werden; die Dienſte werden Behufs Feſtſetzung des 
Leiſtungsverhaͤltniſſes in Geld abgeſchaͤtzt; die Vertheilung derſelben geſchieht 
nach dem Maaßſtabe der Gemeindeabgaben, oder in deren Ermangelung nach 
dem Maaßſtabe der direkten Steuern, inſofern nicht das Gemeindeſtatut einen 
andern Vertheilungsmaaßſtab anordnet, oder fuͤr einzelne Faͤlle die Regierung 
Abweichungen genehmigt. Die Dienſte koͤnnen mit Ausnahme von Nothfällen 
durch taugliche Stellvertreter abgeleiſtet werden. 


$. 59. 


Alle zur Gemeinde gehoͤrigen Einwohner ſind zu den Gemeindebeduͤrf⸗ 
niſſen beizutragen verpflichtet; betrifft aber das Beduͤrfniß nur das Intereſſe 
einzelner Klaſſen von Gemeindegliedern oder einzelner fuͤr ſich beſtehender Ab⸗ 
theilungen des Gemeindebezirks, ſo leiſten auch nur dieſe die zur Befriedigung 
deſſelben noͤthigen Geldbeitraͤge und Dienſte. 


F. 60. 


Wer, ohne im Gemeindebezirk zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat, oder 
ein ſtehendes Gewerbe treibt, iſt verpflichtet, an denjenigen Gemeindelaſten Theil 
zu nehmen, welche auf den Grundbeſitz, oder das Gewerbe, oder das aus dieſen 
Quellen fließende Einkommen gelegt find; eine weitere Verpflichtung liegt auch 
denjenigen auswärts wohnenden Grundeigenthuͤmern nicht ob, welche als Haus⸗ 
beſitzer zu den Gemeindegliedern gehören ($. 14. Nr. 2.). Gleiche Verpflich⸗ 
tung haben juriſtiſche Perſonen, welche im Gemeindebezirk Grundeigenthum 
beſitzen oder ein ſtehendes Gewerbe treiben. 

Wo Gemeindeabgaben durch Zuſchlaͤge zur Klaſſen⸗ oder klaſſifizirten 
Einkommenſteuer erhoben werden, muͤſſen alle diejenigen, welche im Gemeinde⸗ 
Bezirk ſich aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu erwerben, ſobald fie daſelbſt 
eine dieſer Steuern zu entrichten haben, auch die gedachten Zuſchlaͤge zahlen. 
Wo eine Kommunalſteuer anderer Art eingeführt iſt, ſind dergleichen Perſonen 
bei einem Aufenthalt von mehr als drei Monaten im Gemeindebezirke vom Ab⸗ 
laufe des dritten Monats an zu jener Steuer beizutragen verpflichtet. 


NR, 


Die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer bleiben hinſicht⸗ 
lich ihres Dienſteinkommens von den direkten perfönlichen Gemeindeabgaben in⸗ 
ſoweit befreit, als ihnen dieſe Befreiung zur Zeit der Verkuͤndigung der Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung vom 11. März 1850. zuſtand. Geiſtliche und Schullehrer 

bleiben von allen perſoͤnlichen Gemeindedienſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen 
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gehoͤrigen Grundſtuͤcken laſten, befreit; Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe 
Befreiung zur Zeit der Verkuͤndigung der Gemeinde-Ordnung vom 11. Maͤrz 
1850. zuſtand. 


F. 62. 


Zu den auf den Grundbeſitz oder auf das ſtehende Gewerbe gelegten 
Laſten find auch die im H. 2. erwähnten Militairperſonen verpflichtet, wenn 
ſie im Gemeindebezirke mit Grundeigenthum angeſeſſen ſind, oder ein ſtehendes 
Gewerbe treiben. Von andern direkten Gemeindeabgaben und Laſten find die⸗ 
ſelben, mit Ausnahme der Militairaͤrzte ruͤckſichtlich ihres Einkommens aus 
einer Civilpraxis, frei. Von Verbrauchsabgaben bleiben nur die Militair⸗ 
Speiſeeinrichtungen und ähnliche Anftalten in dem bisherigen Umfange befreit. 


H. 63. 


a Alle andere, als die in den HH. 61. und 62. bezeichneten perſoͤnlichen 
Befreiungen ſind ohne Entſchaͤdigung aufgehoben. 

Wegen Beſteuerung des Dienſteinkommens der Beamten ſind die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. (Geſetz-Sammlung Seite 184.) und 
der Kabinetsorder vom 14. Mai 1832. (Geſetz- Sammlung Seite 145.) an⸗ 
zuwenden. 

Durch die in dieſen Geſetzen beſtimmten Geldbeitraͤge ſind die Beamten 
zugleich von perſoͤnlichen Dienſten frei. Sind ſie jedoch Beſitzer von Grund⸗ 
ſtuͤcken, oder betreiben fie ein ſtehendes Gewerbe, jo müffen fie die mit dieſem 
Grundbeſitz reſp. Gewerbe verbundenen perſoͤnlichen Dienſte entweder ſelbſt, 
oder, fuͤr den Fall der Verhinderung, durch Stellvertreter leiſten. 


$. 64. 


Die in dem Geſetze, betreffend die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen 
vom 24. Februar 1850. H. 2. (Geſetz⸗ Sammlung Seite 62.), bezeichneten er: 
tragsunfaͤhigen oder zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmten 
Grundſtuͤcke ſind nach Maaßgabe der Kabinetsorder vom 8. Juni 1834. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 87, die Dienſtgrundſtuͤcke der Geiſtlichen, Kirchendiener und 
Elementarſchullehrer aber uͤberhaupt von den Gemeindeauflagen befreit. 

Denjenigen Staatswaldungen, welche ſeither von den nach dem Grund: 
ſteuerfuße vertheilten Gemeindelaſten befreit geweſen ſind, verbleibt fernerhin 
dieſe Befreiung; dagegen bleibt auch das Regulativ vom 17. November 1841. 
wegen Heranziehung der Staatswaldungen zum Wegebau, fortbeſtehen. 

Zeitweilige Befreiungen von Gemeindeabgaben und Leiſtungen fuͤr neu 
bebaute Grundſtuͤcke ſind zulaͤſſig. 

Alle nicht perſoͤnliche Befreiungen, mit Ausnahme der vorſtehend erwaͤhn— 
ten, koͤnnen von den Gemeinden abgelöſt werden und hoͤren auf, wenn die Ent⸗ 
ſchaͤdigung feſtgeſtellt und bezahlt iſt; bis dahin beſtehen dieſelben in nn bis⸗ 
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herigen Umfange fort, erſtrecken ſich jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuſtand, 
nicht auf außerordentliche Leiſtungen. 


Die Befreiungen und der Anſpruch auf Entſchaͤdigung erloͤſchen, wenn 
ſie in Gemeinden, wo die Gemeinde⸗Ordnung vom 11. Maͤrz 1850. bereits 
eingefuͤhrt iſt, nicht binnen Jahresfriſt nach deren Einführung bei dem Ge⸗ 
meindevorſtande angemeldet ſind, und in anderen Gemeinden nicht binnen Jahres⸗ 
friſt nach Verkündigung der gegenwärtigen Gemeinde-Ordnung bei demſelben 
angemeldet werden. 


Die Entſchaͤdigung wird zum zwanzigfachen Betrage des Jahreswerthes 
der Befreiung nach dem Durchfchnitte der letzten zehn Jahre vor Verkuͤndi⸗ 
digung der reh e Ordnung geleiſtet; ſteht ein anderer Entſchaͤdigungs⸗ 
Maaßſtab durch ſpeziellen Rechtstitel feſt, fo hat es hierbei ſein Bewenden. 


Der Entſchaͤdigungsbetrag wird durch Schiedsrichter mit Ausſchluß der 
ordentlichen Rechtsmittel feſtgeſtellt; von dieſen wird der eine von dem Beſitzer 
des bisher befreiten Grundſtuͤcks, der andere von der Gemeindeverſammlung ü 
ernannt; der Obmann iſt, wenn ſich die Schiedsrichter uͤber deſſen Ernennung 
nicht verſtaͤndigen koͤnnen, von der Auffichtsbehörde zu ernennen. 


H. 65. 


Urkunden, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, ingleichen 
Prozeßvollmachten, muͤſſen von dem Amtmann und dem Gemeindevorſteher voll⸗ 
zogen werden. 


Die Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrden iſt in denjenigen Faͤllen, in 
welchen ſolche geſetzlich nothwendig iſt, in beglaubter Form beizufuͤgen. Iſt 
der Amtmann zugleich Gemeindevorſteher, ſo muß ſtatt des letzteren der Stell⸗ 
vertreter unterzeichnen. 


H. 66. 


Bei ſtaͤdtiſchen Gemeinden ($. 1.) treten folgende beſondere Beſtimmun⸗ 
gen ein: 8 | 


1) Die auswärts wohnenden Hausbeſitzer werden nicht zu den Gemeinde⸗ 
Mitgliedern, ſondern zu den Forenſen gerechnet. 

Das Gemeinde- (Bürger:) Recht kann nicht durch Stellvertretung 
ausgeuͤbt werden; doch finden auch hier wegen der juriſtiſchen und aus⸗ 
waͤrts wohnenden hoͤchſtbeſteuerten Perſonen der H. 8. der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung und die auf denſelben bezuͤglichen Beſtimmungen im H. 25. das 
ſelbſt Anwendung. g 

2) Die Stadtgemeinde wird überall durch eine Gemeinde: (Stadt-) Verord⸗ 
netenverſammlung vertreten, und muß mindeſtens die Haͤlfte der Mit⸗ 
glieder aus Hausbeſitzern beſtehen. f 

3) Bei Bildung der Klaſſen zum Behuf der Wahl der Gemeinde: (Stadt⸗) 

(Nr. 4401.) . Ver⸗ 


Verordneten (H. 27.) find auch die juriftifchen und auswärts wohnenden 
hoͤchſtbeſteuerten Perſonen (Nr. 1.) nach Maaßgabe der von, ihnen zu 
entrichtenden Steuern, welche der Geſammtſumme der Steuern der 
Buͤrger beizurechnen, zu beruͤckſichtigen. b 

4) Für einzelne Stadttheile koͤnnen nach Vorſchrift des H. 42. Bezirksvor⸗ 
ſteher (Rott⸗ oder Viertelmeiſter) beſtellt werden. 

5) Bei Anſtellung der zum Dienſte der Stadt erforderlichen Unterbeamten 
und Diener find die Vorſchriften wegen der zur Civilverſorgung berech— 
tigten Militairperſonen zu beachten. 


H. 67. 


Die Beſitzer der den Gemeinden gleichgeſtellten Guͤter (H. 3.) ſind fuͤr 
den Bereich derſelben, gleich den Gemeinden, zu allen Pflichten und Leiſtungen 
verbunden, welche den Gemeinden nach den Geſetzen obliegen. Der Beſitzer 
eines ſolchen Guts hat die Verpflichtung, die Amtsverrichtungen des Gemeinde⸗ 
Vorſtehers ohne Entſchaͤdigung fuͤr Dienſtunkoſten zu beſorgen; er iſt jedoch 
befugt, für Abweſenheits⸗ und Verhinderungsfaͤlle einen Stellvertreter auf ſeine 
Koſten zu beſtellen, welcher dem Landrath zur Genehmigung praͤſentirt und 
auf deſſen Verlangen, wenn es im Dienſtintereſſe noͤthig befunden wird, wieder 
entlaſſen werden muß. Der Gutsbeſitzer muß einen ſolchen Stellvertreter 
beſtellen, wenn er die gedachten Amtsverrichtungen ſelbſt wahrzunehmen nicht 
im Stande oder geeignet iſt. 


§. 68. 


Diejenigen Laſten, welche im öffentlichen Intereſſe nach $. 67. den ge⸗ 
dachten Guͤtern obliegen, ſind von dem Gutsbeſitzer, und auf Feſtſtellung des 
Landraths nach Anhoͤrung der Betheiligten und des Kreistags antheilig auch 
von den übrigen ſelbſtſtaͤndigen Einwohnern des Guts zu tragen. 


H. 69. 


Fuͤr jeden Amtsbezirk ($. 4.) wird ohne Unterſchied, ob derſelbe aus 
einer oder aus mehreren Gemeinden beſteht, ein Amtmann und mindeſtens ein 
Stellvertreter (Beigeordneter) deſſelben beſtellt. 


Den Beigeordneten ſteht es zu, den Amtsverſammlungen ohne Stimm⸗ 
recht beizuwohnen. 


In Aemtern, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kann der Amt⸗ 
mann zugleich Vorſteher der Gemeinde ſein, in welcher er wohnt. 
H. 70. 


Die Stelle des Amtmanns iſt als ein Ehrenamt, mit welchem nur eine 
feſte Entſchaͤdigung fuͤr Dienſtunkoſten verbunden iſt, einem angeſehenen und 
i vor⸗ 
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vorzugsweiſe aus den größeren Grundbeſitzern auszuwahlenden Eingeſeſſenen 
zu übertragen; die Uebertragung erfolgt nach Anhoͤrung der gutachtlichen 
Aeußerung des Landraths und der Regierung durch eine auf Befehl des Koͤ⸗ 
nigs von dem Miniſter des Innern zu vollziehende Ernennungs⸗Urkunde. 


H. 71. 


Wo kein angeſehener Eingeſeſſener ($. 70.) jeweilig ſich findet, welcher 
die Stelle des Amtmanns als ein unentgeltlich zu verwaltendes Ehrenamt zu 
uͤbernehmen geeignet und bereit iſt, iſt ein Amtmann mit Gehalt anzuſtellen. 
Derſelbe wird vom Regierungspräſidenten ernannt, welcher dabei zunächft auf 
geeignete Eingeſeſſene des Amts Ruͤckſicht zu nehmen hat. 

Zu der Stelle eines beſoldeten Amtmanns ſoll, der Regel nach, keiner 
definitiv ernannt werden, welcher ſich nicht zu derſelben bereits durch eine kom⸗ 
miſſariſche Verwaltung des Amts als tuͤchtig bewährt hat; eine ſolche kom⸗ 
miſſariſche Verwaltung darf in der Regel die Dauer eines Jahres nicht uͤber⸗ 
ſchreiten. Die Amtsverſammlung und der Landrath muͤſſen vor jeder Ernen⸗ 
nung mit ihrer Aeußerung gehoͤrt werden. 

Das Gehalt des Amtmanns wird nach gutachtlicher Vernehmung der 
Amtsverſammlung und des Landraths von der Regierung feſtgeſetzt. 

Die Beigeordneten werden in allen Faͤllen von dem Regierungspraͤſiden⸗ 
ten ernannt, nachdem daruͤber die Amtsverſammlung und der Landrath mit 
ihrer Aeußerung gehoͤrt worden ſind. 


H. 72. 


Den mit Gehalt definitiv angeſtellten Amtmaͤnnern ſind bei eintretender 
Dienſtunfaͤhigkeit von den Aemtern Penfionen nach denſelben Grundſaͤtzen zu 
e „welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
ommen. 

Ueber die Penſionsanſpruͤche der Amtmaͤnner entſcheidet in ſtreitigen 
Faͤllen die Regierung. Gegen den Beſchluß der Regierung, ſoweit derſelbe ſich 
nicht auf die Thatſache der Dienſtunfaͤhigkeit oder darauf bezieht, welcher Theil 
des Dienſteinkommens als Gehalt anzuſehen ſei, findet die Berufung auf richter⸗ 
liche Entſcheidung ſtatt. ̃ 

00 Ungeachtet der Berufung ſind die feſtgeſetzten Beträge vorläufig zu 
zahlen. 


Die Penſion faͤllt fort, oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch 
anderweite Anſtellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen oder 
eine neue Penſion erwirbt, welche, mit Zurechnung der erſten Penſion, ſein fruͤhe⸗ 
res Einkommen uͤberſteigen. 


H. 73. a 


Wegen der zum Dienſte des Amts erforderlichen Unterbeamten und zer 
(Nr, 4401.) un 
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und wegen des Amtseinnehmers finden die reſp. Beſtimmungen der $$. 43. und 9 


44. Anwendung. 
H. 74. 


Dem Amtmann liegt ob: 


die Verwaltung der Amts⸗Kommunalangelegenheiten und der Polizei im 
Amtsbezirke; 


die Beaufſichtigung der Angelegenheiten der zum Amte gehörenden Ge⸗ 
meinden, insbeſondere ihres Etals- und Rechnungsweſens, ſowie der 
Öffentlichen Angelegenheiten der den Gemeinden gleichgeſtellten Guͤter; 


alle örtliche Geſchaͤfte in Landes angelegenheiten, ſoweit hierzu nicht be⸗ 
fondere Behörden beſtellt find, 


Der Amtmann iſt zugleich Huͤlfsbeamter der gerichtlichen Polizei und 
kann mit den Funktionen der Polizeianwaltſchaft beauftragt werden. 


H. 75. 


Das Amt wird in feinen Kommunglangelegenheiten (§. 5.) durch die 
Amtsverſammlung vertreten. Dieſe iſt in denjenigen Aemtern, welche nur aus 
einer Gemeinde beſtehen, von der Gemeindeverſammlung nicht verſchieden; in 
den uͤbrigen Aemtern wird ſie gebildet: N 


10 aus den Vorſtehern der zum Amte gehörenden Gemeinden; 


2) aus den Beſitzern der zu einer Stimme auf dem Kreistage berechtigten 
Guͤter ohne Unterſchied, ob dieſe Guͤter fuͤr ſich beſtehende, den Gemein⸗ 
den gleichgefteife Beſitzungen find, oder im Gemeindeverbande ſich befin⸗ 

en; un ö 


3) aus gewaͤhlten Amtsverordneten, von denen aus jeder Gemeinde min⸗ 
deſtens Einer von der Gemeindeverſammlung zu waͤhlen iſt. Die näheren 
Beſtimmungen hieruͤber (Nr. 3.) bleiben mit beſonderer Ruͤckſicht auf 
die Einwohnerzahl und Steuerkraft dem Amtsſtatut vorbehalten. 


H. 76. 


Der Amtmann iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender der Amtsverſammlung; 

Alles das, was vorſtehend in Betreff der Gemeindeverſammlung und deren 
Beſchluͤſſe beſtimmt worden iſt (5. 31—37. 50. 51. 53—55.), gilt auch von 
der Amtsverſammlung. Ebenſo finden hinſichtlich der Amtseinkuͤnfte, des Etats⸗ 
und Rechnungsweſens der Aemter, ſowie hinſichtlich der Urkunden, welche das 
Amt verpflichten ſollen, imgleichen der Prozeßvollmachten, die dieſerhalb für 
die Gemeinden ertheilten Vorſchriften Anwendung, hinſichtlich der gedachten 
Urkunden, imgleichen der Prozeßvollmachten aber mit der Maaßgabe, daß die: 
ſelben von dem Amtmann und deſſen Beigeordneten, oder ſtatt des letzteren 
f von 
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von einem Mitgliede der Amtsverſammlung vollzogen werden muͤſſen (HH. 45. 
bis 49. und 65.). 5 


. 


Die einzelnen Gemeinden und ſelbſtſtaͤndigen Guͤter tragen, falls ſie ſich 
nicht uͤber einen beſtimmten Maaßſtab einigen, nach dem Verhaͤltniß der direk⸗ 
ten Staatsſteuern, ausſchließlich der Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Um⸗ 
herziehen, zu den gemeinſchaftlichen Beduͤrfniſſen des Amtes bei, 


Die Beitraͤge, welche von den Gemeinden zu leiſten ſind, ſollen nicht 
auf die einzelnen Gemeindeglieder, ſondern auf die Gemeinden, und in dieſen 
nach deren Verfaſſung auf die Einzelnen, vertheilt werden. 


g. 78. 


Ein jedes ſtimmfaͤhige Gemeindemitglied iſt verpflichtet, eine unbeſoldete 
Stelle in der Gemeinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen, ſowie eine 
angenommene Stelle mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 


Zur Ablehnung, oder zur fruͤheren Niederlegung einer ſolchen Stelle, be⸗ 
rechtigen nur folgende Entſchuldigungsgruͤnde: 


1) anhaltende Krankheit; „ 
2) Seiaäfte, bie eine häufige oder langdauernde Abweſenheit mit ſich 
ringen; 5 5 


3) ein Alter uͤber ſechszig Jahre; 

4) die früher ſtattgehabte Verwaltung einer unbeſoldeten Stelle fuͤr die 
naͤchſten drei Jahre; 8 a 

5) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 

6) ärztliche oder wundaͤrztliche Praxis; 

7) ſonſtige beſondere Verhältniffe, welche nach dem Ermeſſen der Gemeinde: 
Verſammlung eine guͤltige Entſchuldigung begruͤnden. 


Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine unbe⸗ 
ſoldete Stelle in der Gemeinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen, oder 
die noch nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu verſehen, ſowie der⸗ 
jenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Stellen thatſaͤchlich entzieht, kann 
durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung auf 3—6 Jahre der Ausuͤbung des 
Gemeinderechts verluſtig erklaͤrt, und um ein Achtel bis ein Viertel ſtaͤrker zu 
den direkten Gemeindeabgaben herangezogen werden. Dieſer Beſchluß bedarf 
der Beſtaͤtigung der Aufſichtsbehoͤrde. g 


H. 79. 


Wer eine das Gemeinderecht vorausſetzende Stelle in der Verwaltung 
oder Vertretung der Gemeinde oder des Amts bekleidet, ſcheidet aus derſelben 
Jahrgang 1856. (Nr. 4401.) 39 aus, 


aus, wenn er des Gemeinderechts verluſtig geht; im Falle des ruhenden Ge⸗ 
meinderechts tritt die Suspenſion ein ($. 22.). 


H. 80. 


Die Aufſicht des Staats über die Gemeinden, uͤber die öffentlichen An: 
gelegenheiten der den Gemeinden gleichgeſtellten Guͤter und uͤber die Aemter 
wird, fofern nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdruͤck— 
lich beſtimmt iſt, in erſter Inſtanz von dem Landrathe und in zweiter Inſtanz 
von der Regierung ausgeuͤbt. 


Der Landrath iſt, wenn er es in beſonderen Faͤllen fuͤr noͤthig findet, 
befugt, in der Gemeinde- und Amtsverſammlung den Vorſitz, jedoch ohne 
Stimmrecht, zu uͤbernehmen, imgleichen die Einberufung einer ſolchen Verſamm— 
lung anzuordnen. 


i Zur Gemeindeverſammlung dieſer Art muß der Amtmann eingeladen 
werden. i 


Fuͤr alle dem Amtmann obliegenden Geſchaͤfte, mit Ausnahme der im 
letzten Alinea des $. 74. gedachten, iſt der Landrath deſſen unmittelbarer Dienft- 
Vorgeſetzter. 


.F. 81. 


Gegen die Entſcheidung der Gemeinde- und Amtsbehoͤrden findet der 
Rekurs an den Landrath, gegen die Entſcheidung des Landraths der Rekurs 
an die Regierung, und gegen die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an 
den Oberpraͤſidenten ſtatt. 


Der Rekurs muß in allen Inſtanzen binnen einer Praklufivfrift von vier 
Wochen nach erfolgter Zuſtellung oder Bekanntmachung der Entſcheidung ein⸗ 
gelegt werden, ſofern nicht fuͤr einzelne Faͤlle durch beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift eine andere Friſt beſtimmt iſt. 


H. 82. 


Durch Koͤnigliche Verordnung auf den Antrag des Staatsminiſteriums 
kann eine Gemeindeverſammlung, ſofern dieſe nicht aus ſaͤmmtlichen ſtimm⸗ 
berechtigten Gemeindemitgliedern beſteht, oder eine Amtsverſammlung aufgelöft 
werden. Es iſt ſodann eine Neuwahl anzuordnen und muß dieſelbe binnen 
ſechs Monaten, vom Tage der Aufloͤſungsverordnung an, erfolgen. Dieſer 
Neuwahl unterliegen, im Falle der Aufloͤſung einer Amtsverſammlung, nur 
die H. 75. sub 3. gedachten Mitglieder. 


Bis zur Einführung der neugewaͤhlten Mitglieder der Gemeinde- oder 
Amtsverſammlung find deren Verrichtungen durch beſondere, von dem Minifter 
des Innern zu beſtellende Kommiſſarien zu beſorgen. OR 


. 
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F. 83. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Amtmaͤnner, Gemeindevorſteher und 
Stellvertreter, ſowie der ſonſtigen Amts- und Gemeindebeamten und Diener, 
kommen die darauf bezuͤglichen Geſetze mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß 
der Amtmann befugt iſt, die Unterbeamten des Amts, ſowie der Gemeinden, 
mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern, und die blos zu mechaniſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen angeſtellten Diener mit Arreſtſtrafen bis zu drei Tagen zu belegen. 


. $. 84. 


Die gegenwaͤrtige Landgemeinde-Ordnung tritt ſogleich nach ihrer Ver- 
kuͤndigung in Kraft und an die Stelle der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850., 
beziehungsweiſe der Landgemeinde-Ordnung vom 31. Oktober 1841. 


1) Wo die Gemeinde⸗Ordnung vom 11. März 1850. bereits eingeführt iſt, 
bleiben die auf Grund derſelben gebildeten Sammtgemeinden als enter 
beſtehen, auch die gewaͤhlten Buͤrgermeiſter, Beigeordneten, Gemeinde⸗ 
Vorſteher und Schöffen, ſowie alle andere beſoldeke und unbeſoldete Ge— 
meindebeamten, ingleichen die Mitglieder des Gemeinderaths der Sammt⸗ 
gemeinden (Aemter) und derjenigen Einzelngemeinden, welche durch Ge- 
meindeverordnete zu vertreten ſind, in ihren Stellen bis zum Ablaufe der 
Periode, fuͤr welche ſie gewaͤhlt worden ſind, und behalten, ſoweit ſie 
eine beſoldete Stelle bekleiden, ihre bisherigen Beſoldungen und Penſions— 
Anſpruͤche. Hierbei nehmen die jetzigen Mitglieder des Gemeinderaths 
der Sammtgemeinde die Stelle der gewaͤhlten Amtsverordneten und die 
jetzigen Mitglieder des Gemeinderaths der gedachten Einzelngemeinden 
die Stelle der gewaͤhlten Gemeindeverordneten ein, und es treten zur 
Bildung der Amtsverſammlung die im F. 75. Nr. 1. und 2., und zur 
Bildung der Gemeindeverordneten-Verſammlung die im $. 26. Litt. a. 
bezeichneten Mitglieder hinzu. 

Der jetzige Gemeinderath bleibt auch da, wo nach H. 24. die 
Gemeindeverſammlung aus ſaͤmmtlichen ſtimmberechtigten Gemeindemit⸗ 
gliedern zu bilden iſt, bis zu der durch das Amtsblatt zu bewirkenden 
Bekanntmachung der dieſerhalb von dem Oberpraͤſidenten erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidung in Wirkſamkeit und hat bis dahin die Gemeinde nach den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Landgemeinde-Ordnung zu vertreten; doch 

ſollen dem Gemeinderathe die im F. 2. Litt. a. bezeichneten Gutsbeſitzer 
ſofort mit Stimmrecht hinzutreten. 


2) Wo die Gemeinde-Ordnung vom 11. Maͤrz 1850. noch nicht eingefuͤhrt 
iſt, und die Landgemeinde-Ordnung vom 31. Oktober 1841. noch in Wirk⸗ 
ſamkeit ſich befindet, wird Alles, was zur Einfuͤhrung der erſteren ge- 
ſchehen iſt, hierdurch außer Kraft geſetzt, und bleiben die bisherigen 
Aemter, vorbehaltlich der ſich als nothwendig ergebenden Veraͤnderungen 
G. 7.), beſtehen; desgleichen die bisherigen Amtmaͤnner, Gemeindevor⸗ 

Gr. 4401.) 39 * ſteher, 
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ſteher, Beigeordneten und anderen beſoldeten und unbeſoldeten Gemeinde— 
Beamten ihrer Anſtellung gemäß, ſowie die auf Grund der Landgemeinde— 
Ordnung vom 31. Oktober 1841. gewählten Amts- und Gemeindever- 
ordneten bis zum Ablauf der Periode, fuͤr welche ſie gewaͤhlt worden 
ſind, in ihren Stellen. f 


§. 85. 


Die Verhaͤltniſſe der vormals unmittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤnde in 
Beziehung auf die in ihren vormaligen reichsunmittelbaren Gebieten befindlichen 
Gemeinden und Aemter bleiben beſonderer Regulirung durch Königliche Wer: 
ordnung vorbehalten. 


$. 86. 


Die zur Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen werden, ſoweit ſie nicht ſchon in dem Geſetz ſelbſt enthalten ſind, durch 
den Miniſter des Innern getroffen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 19. Maͤrz 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſch 3b j 8 ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Nr: 4402) 
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— 


(Nr. 4402.) Geſctz, betreffend die Erhaltung der Einheit der Rechtsgrundſaͤtze in den rich⸗ 
terlichen Entſcheidungen des Obertribunals. Vom 7. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


§. 1. 


Die Beſtimmungen der Kabinetsorder vom 1. Auguſt 1836. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 218.), die Erhaltung der Einheit der Rechtsgrundſaͤtze in den 
richterlichen Entſcheidungen betreffend, kommen bei allen Civilſenaten des Ober: 
Tribunals, ſowie dem Senate fuͤr Strafſachen, zur Anwendung. 


3 22 


Die Entſcheidungen des Plenums des Obertribunals uͤber ſtreitig gewor⸗ 
dene Rechtsfragen erfolgen unter Mitwirkung der Mitglieder aller Senate. 


In Strafſachen, in Sachen aus dem Gebiete des Rheiniſchen Rechts⸗ 
verfahrens und in Eheſachen (Verordnung vom 28. Juni 1844., Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 189.), wird vor Erlaſſung der Plenarentſcheidung der General⸗Staats⸗ 
anwalt mit ſeinem Antrage gehoͤrt. : 


$ 3. 


Zur Abfaſſung gültiger Beſchluͤſſe einer Abtheilung des Senats für 
Strafſachen iſt die Theilnahme von wenigſtens ſieben Mitgliedern erforderlich. 
Die Zahl der Mitglieder muß immer eine ungerade ſein. 


§. 4. 


5 Die Entſcheidung einer Strafſache erfolgt durch die vereinigten Abthei⸗ 
lungen des Senats fuͤr Strafſachen: 


1) wenn es ſich um eine Beſchwerde oder Nichtigkeitsbeſchwerde in Sachen 
handelt, welche in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 25. April 1853. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 162.) zur Kompetenz des Kammergerichts gehören; 


2) wenn eine Abtheilung beſchließt, von einem durch fie ſelbſt, oder durch 
die andere Abtheilung, oder durch einen Civilſenat bisher behaupteten 
Rechtsgrundſatze, oder einer bis dahin befolgten Auslegung und Anwen— 

d dung einer geſetzlichen Vorſchrift abzugehen; 
(Nr. 4402.) 3) wenn 
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3) wenn eine Abtheilung in einer Sache wegen der Wichtigkeit oder Zwei⸗ 
felhaftigkeit der dabei zu entſcheidenden Rechtsfrage die Verweiſung der⸗ 
ſelben an die vereinigten Abtheilungen fuͤr angemeſſen erachtet, oder wenn 
der General⸗Staatsanwalt mit Ermaͤchtigung des Juſtizminiſters darauf 
antraͤgt. 


Der Senat für Strafſachen iſt beſchlußfaͤhig, wenn mit Einſchluß des 
Vorſitzenden wenigſtens eilf Mitglieder Theil nehmen. ä 


H. 5. 


Die nachſtehenden Beſtimmungen der Kabinetsorder vom 1. Auguſt 1836. 
werden hierdurch aufgehoben: 


1) Die Beſtimmungen unter Nr. 3., wonach die Entſcheidung des Plenums 
auch dann eintreten ſoll, wenn ein Senat von einem durch ihn ſelbſt 
bisher behaupteten Rechtsgrundſatze, oder einer durch ihn ſelbſt bis dahin 
befolgten Auslegung und Anwendung einer geſetzlichen Vorſchrift abzu⸗ 
gehen beſchließt. 

Dagegen bleibt jedem Senate unbenommen, in einem ſolchen Falle 
die betreffende Rechtsfrage an das Plenum zu bringen. 8 
Die Beſtimmung unter Nr. 4., wonach keiner der Referenten im Ple⸗ 
num aus den Mitgliedern des Senats gewählt werden ſoll, welcher die 
ſtreitig gewordene Rechtsfrage an das Plenum gebracht hat. 
Die Beſtimmung unter Nr. 5., wonach, wenn das Plenum von einem 
früheren Beſchluͤſſe abweichen ſollte, das Obertribunal nach vorgängiger 
Entſcheidung der vorliegenden Rechtsſache, auf Einholung einer deklara⸗ 
toriſchen Vorſchrift anzutragen hat. 

Der abweichende neuere Beſchluß hat die Kraft eines erſten Be⸗ 
ſchluſſes. f 
N Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1856, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


2 


— 


3 


— 


(Nr 0 4403 0 


(Nr, 4403,) Geſetz, den Betrieb der Dampfteſſel betreffend. Vom 7. Mai 1856. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 8 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: b 


§. 1. 


Der Beſitzer eines im Betriebe befindlichen Dampfkeſſels, bei Bergwerks⸗ 
Gewerkſchaften der Repraͤſentant oder Grubenvorſtand, iſt verpflichtet, fuͤr die 
Erhaltung deſſelben und ſeiner Zubehoͤrungen in demjenigen Zuſtande Sorge 
zu tragen, welcher in der fuͤr die Keſſelanlage ertheilten polizeilichen Genehmi⸗ 
gung vorgeſchrieben iſt. 

Verletzungen dieſer Verpflichtung durch Handlungen oder Unterlaſſun⸗ 
gen werden, ſofern nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine hoͤhere Strafe 
in Anwendung kommt, mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Ge- 
faͤngniß bis zu drei Monaten, in dem fuͤr Polizeiſtrafen vorgeſchriebenen Ver⸗ 
fahren beſtraft. 


H. 2. 


Derſelben Strafe unterliegt derjenige, welcher die Bewartung eines 
Dampfkeſſels übernommen hat (Keſſelwärter), wenn er die zum gefahrlofen 
Betriebe des Keſſels erforderlichen Verrichtungen unterlaͤßt, oder einen, in ge⸗ 
fahrloſem Zuſtande nicht befindlichen Keſſel in Betrieb erhaͤlt. 


N 


Inſofern die Verletzung der dem Keſſelwaͤrter obliegenden Verpflichtun⸗ 
gen (F. 2.) mit Vorwiſſen des Keſſelbeſitzers ſtattgefunden hat, trifft denſelben 
dieſe Strafe ebenfalls. 6 

Der Keſſelbeſitzer iſt in dieſem Falle fuͤr die gegen den Keſſelwaͤrter feſt⸗ 
geſetzten Geldſtrafen ſubſidiariſch verhaftet und iſt es dem Ermeſſen des Ge⸗ 
richtes uͤberlaſſen, die gegen den Keſſelwaͤrter nicht vollſtreckbare Geldſtrafe von 
ihm einzuziehen, oder ſtatt deſſen die im Unvermoͤgensfalle an die Stelle der 
10 tretende Freiheitsſtrafe ſogleich an dem Keſſelwaͤrter vollſtrecken zu 
aſſen. 


F. 4. 
Die Koſten der nach der Vorſchrift unter Nr. 4. des Erlaſſes vom 


1. Januar 1831. (Geſetz- Sammlung S. 243.) und des Erlaſſes vom 27. Sep⸗ 
(Nr, 4403.) tember 
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tember 1837. (Geſetz-Sammlung S. 146.) ſtattfindenden erſten Unterſuchung 
eines Dampfkeſſels, ingleichen die Koſten der zur Ueberwachung der Vorſchrift 
im $. 180. der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung S. 41.), ſowie im F. 1. dieſes Geſetzes vorzunehmenden fer⸗ 
neren Reviſionen, fallen dem Beſitzer des Keſſels zur Laſt. Sie werden durch 
das, von Unſerem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten Bes 
el Ausführung. des gegenwärtigen Geſetzes zu erlaſſende Regulativ feſt⸗ 
geſtellt. N 


H. 5. 
Auf die Beſitzer und Waͤrter von Dampfkeſſeln an Lokomotiven und in 
Rhein⸗ und Moſel⸗Dampfſchiffen findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 
H. 6. 


Unſer Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt mit 
der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Sur den Miniſter für die landwirth⸗ 
N i N ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
| (Rudolph Decker.) 


